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26. Sitzung

Ort:
Katholisches Pfarreizentrum "Leepünt"

Beginn:
19.00 Uhr

Vorsitz:
Hans-Felix Trachsler

Ratspräsident 

Protokoll:
Gottfried Ruckstuhl

Ratssekretär

Anwesend:
35  Ratsmitglieder

Entschuldigt abwesend:
René Crivelli (FDP)

Bruno Fenner (E/D)


Claus Hutterli (SVP)


Theo M. Johner (E/D)


Michael Marugg (SP)

Stimmenzähler:

Andrea Kuhn (CVP)

Bereich Links (SP, GEU, 


CVP)

Matthias Maag (E/D)

Bereich Rechts (FDP, E/D , SD, Bürotisch)

Theo Zobrist (SP)

Bereich Mitte (SVP)
Weibeldienst: 
Leopoldo Putorti

Stadtweibel

Geschäfte

1.
Mitteilungen

2.
Protokoll der 25. Sitzung vom 9. Mai 2005
3.
Dringliche Interpellation Erika Attinger (GEU) und 19 Mitunter-


zeichnende vom 24. März 2005 betreffend "Umfrage Fluglärm" /


Beantwortung


(Gesch. Nr. 190 / 2005)

4.
Interpellation Peter Anderegg (SP) betreffend Politischer Zusammen-


schluss Dübendorfs mit Nachbargemeinden / Begründung


(Gesch. Nr. 206 / 2005)

5.
Motion Andrea Kennel (SP) und 8 Mitunterzeichnende vom 13. Juni 2005


betreffend Beiträge an die Regionale Suchtpräventionsstelle Zürcher 


Oberland


(Gesch. Nr. 208 / 2005)

6.
Abnahme der Jahresrechnung 2004 inkl. Rechnungslegung NPM


(Gesch. Nr. 194 / 2005)

7.
Umweltbericht 2004 / Kenntnisnahme

(Gesch. Nr. 193 / 2005)

8.
Streichung der Gemeindezuschüsse per 1. 1. 2006 und gleichzeitige

Aufhebung der Verordnung über die zusätzliche Alters- Hinterlassenen-


und Invalidenbeihilfe vom 1. Dezember 1980, rev. 1. Januar 1989


(Gesch. Nr. 189 / 2005)

------------------------------------------------------

1.
Mitteilungen

-
Neueingang Ratsgeschäfte


- 1 Interpellation (heute Begründung)


- 1 Beantwortung einer Interpellation (heute auf der Geschäftsliste)


- 1 Motion (heute Begründung)


- 2 Sachgeschäfte

-
Personelle Mutationen


Mit Beschluss vom 26. Mai 2005 hat der Stadtrat Herr Peter Schuppisser (SP),


Gockhausen, per 1. August 2005 als Nachfolger der zurück getretenen Katrin 


Wächter als gewählt erklärt.

Katrin Wächter nimmt heute zum letzten Mal an einer Sitzung teil. Ratspräsi-
dent Hans-Felix Trachsler dankt ihr für die langjährig Mitarbeit im Gemeinderat 
und vor allem für ihren Einsatz in der KRL.
-
Weitere Mitteilungen


Ratsausflug 2005


Der Ratsausflug 2005 findet am Freitag, 30. September 2005 statt.


Besammlung 12.30 Uhr auf dem Chilbi - Parkplatz. Einladung folgt.


Zählkreiseinteilung für die Stimmenzähler


Bereich Links (CVP, GEU, SP), 14


Andrea Kuhn


Bereich Mitte (SVP), 12




Theo Zobrist


Bereich Rechts (Büro, FDP, SD, E/D), 14

Matthias Maag

Ratspräsident Hans-Felix Trachsler gratuliert dem Ratssekretär im Namen des Gemeinderates mit Blumen und einem Präsent zum 60. Geburtstag. 
Herzlichen Dank allen Ratsmitgliedern ! (G. Ruckstuhl)
2.
Protokoll der 25. Sitzung vom 9. Mai 2005
Gegen das erwähnte Protokoll sind keine Berichtigungsanträge eingegangen. Es ist somit im Sinne von Art. 68 der Geschäftsordnung genehmigt. 

3.
Dringliche Interpellation Erika Attinger (GEU) und 19 Mitunter-


zeichnende vom 24. März 2005 betreffend "Umfrage Fluglärm" /


Beantwortung

Die Erstunterzeichnerin Erika Attinger (GEU) nimmt wie folgt Stellung:

Die Antwort auf  die dringliche Interpellation ist sehr schnell eingetroffen. Vielleicht  war aber die Antwort zu schnell, denn sie fiel in zu vielen Teilen ungenau aus. Zu den unbefriedigenden Antworten im Einzelnen:

Zu Frage 3: Bis zum heutigen Tag ist noch keine Antwort auf diese Frage eingetroffen, obwohl dieser Fragenkatalog ja dem Auftraggeber, dem Stadtrat  zur Verfügung stehen müsste.
Zu Frage 6: Zitat "Voraussetzung für das Gelingen der Studie  ist die subjektiv wahrgenommene  Störung und Beeinträchtigung jedes Befragten ungestört und unbeeinflusst erfassen zu können. Deshalb sei keine amtliche Publikation erfolgt." Warum wurde denn die Umfrage in der Gockhauser Quartierzeitung angekündigt? Logische Konsequenz aus der Antwort des Stadtrates wäre: die Aussagen der Gockhauser und Geeremer in dieser Befragung sind nichts wert, weil sie, im Gegensatz zu den Stettbachern und der Kontrollgruppe aus Dübendorf über die Befragung vorgewarnt und damit mobilisiert worden sind. Und solch eine Umfrage hält Frau Hüttenmoser Oliva vom beauftragten Büro die erste wissenschaftlich fundierte Arbeit zum Thema Fluglärm. Das, wie sie mir bedeutungsvoll nach der Versammlung im persönlichen Gespräch weismachen wollte. Laut Aussage der gleichen Expertin sei der gekröpfte Nordanflug aus rechtlichen Gründen nicht möglich. Da stellt sich schon die Frage, welche Interessen das Büro Oliva vertritt.
Zu Fragen 8 und 9: Es wurden bei den Betroffenen Hoffnungen geweckt, dass mit dem Unfrageresultat irgend etwas irgend wo erreicht werden könnte. Ich befürchte aber, dass Dübendorf dadurch leider an keiner Stelle eine zusätzliche Handhabe im Thema Fluglärmbekämpfung bekommen hat.

Zu Frage 10: Sind die anderen Gemeinden schon im detailliert informiert worden, wie es in der Antwort   heisst, oder ist dieses Privileg erst Unique vorbehalten gewesen. Die Flughafenbetreiberin wurde nämlich noch vor der betroffenen Bevölkerung von Frau Bernoulli über die Umfrageresultate ins Bild gesetzt.
Zu Frage 11: Im Ankündigungsschreiben im Gockhauser hatte es geheissen, dass die Messdaten von der  Unique erhoben worden sind, nun steht in der Antwort, dass dies von  der Gesundheitsabteilung zusammen mit Unique gemacht worden ist. Welche Aussage stimmt nun? In der Antwort steht, dass die Auswertung durch die Gesundheitsabteilung erfolgt sei. Im Umweltbericht steht aber klar, dass das Büro Oliva dies gemacht haben soll. Hat der Stadtrat überhaupt Kenntnis davon, dass diese Aussagen sich widersprechen? Es stellt sich auch die Frage nach der Unabhängigkeit des Büros Oliva, nachdem genau dieses Büro Oliva für Unique die seinerzeitigen Varianten orange bis grün erarbeitet hat. Zudem stellt sich die Frage, was Frau Bernoulli Unique versprochen hat, damit diese gemeinsame Datenbearbeitung mit Unique zustande gekommen ist. Zusammen mit der Aussage von Frau Bernoulli, dass die Studienresultate der Unique bereits vor der Info an die Bevölkerung mitgeteilt wurden, stellt schon die Frage, welche Interessen Frau Bernoulli, ihre Abteilung und ihre Berater in dieser Sache wirklich vertreten. 

Zu Frage 12: Die Ergebnisse liegen vor. Auf die weiteren Schritte kann man gespannt sein. Im Positionspapier heisst es unter anderem, dass Dübendorf sich für eine Plafonierung der Flugbewegungen bei 320'000 Bewegungen einsetzen will und ich frage nun ganz konkret Frau Bernoulli, warum sie dort, wo Entscheidungen zum Thema Fluglärmbelastung anfallen, sich nicht konkret für uns einsetzt und bei entscheidenden Abstimmungen im Kantonsrat anwesend ist, indem sie den Ratsaal verlässt. Wie sich Frau Bernoulli bei weiteren Abstimmungen zum Flughafen in Kantonsrat verhalten hat, wäre eine detaillierte Offenlegung gegenüber der betroffenen Bevölkerung wert.

Diskussion wird nicht verlangt. Das Geschäft Nr. 190 / 2005 ist somit abschliessend behandelt.
4.
Interpellation Peter Anderegg (SP) betreffend Politischer Zusammen-


schluss Dübendorfs mit Nachbargemeinden / Begründung

Gemeinderat Peter Anderegg (SP) begründet die Interpellation.

Es scheint auf den ersten Blick paradox, dass ausgerechnet Dübendorf als viertgrösste Gemeinde im Kanton Zürich sich einen Zusammenschluss mit anderen Gemeinden überlegen soll. Aber nur auf den ersten Blick. Gerade eine grosse, noch aktionsfähige Gemeinde wie Dübendorf kann aus relativer Stärke heraus neue, politische Bündnisse ohne Zeitdruck angehen. Zitat des Direktors des Schweizerischen Gemeindeverbandes, Sigisbert Lutz, "……müsste die Fusionsdiskussion vor allem in Agglomerationsgemeinden forciert werden. Wer die regionalen Potenziale besser nutzen will, muss auch in städtischen Gebieten über eine intensivere Zusammenarbeit oder Fusion reden.“ Das ist einer der Gründe für das Einreichen dieser Interpellation. Weitere sind die Anzeichen des schleichenden Verlustes eigenständigen Handelns: Bau- und Planungsabläufe sind grösstenteils kantonal vorgegeben, der Bereich der obligatorischen Bildung wird strategisch und finanziell von übergeordneten Ebenen gesteuert. Energie, Verkehrs- und Umweltfragen sind kantonal oder gar eidgenössisch geregelt, ebenso Sicherheits- und Sozialfragen. Wo bleibt da sinnvoller Spielraum auf kommunaler Ebene? Fast nirgends und das ist vielleicht auch gut so. Damit muss auch die Frage nach Sinn oder Unsinn des Steuerwettbewerbes unter den kleinräumigen Gemeinden gestellt werden. Innerhalb von glow variiert der Steuerfuss zwischen 88 % und 120%. Es sind aber auch Beobachtungen der gemeinde- und stadträtlichen Arbeit, welche auf dieselben Ursachen hinweisen: ausfallende Parlamentssitzungen mangels Geschäften, zunehmend mehr Anfragen und Interpellationen und weniger Postulate und Motionen im Gemeinderat, die Abschaffung von NPM, aber auch die Schwierigkeit aller Parteien, geeignete Kandidatinnen und Kandidaten für die eigentlich anspruchsvolle aber immer weniger attraktive Verwaltungsarbeit in Stadt- und Gemeinderat zu finden. Als Agglomerationsgemeinde um die Kernstadt Zürich sind wir in ein mobiles, eng vernetztes urbanes Umfeld eingebettet. Das bewog ja auch den Stadtrat im Jahr 2002 richtigerweise, im Verein ‚glow. das Glattal’ mitzuarbeiten. Er begründete es damit, dass es nicht mehr möglich sei, dass jede Gemeinde sich alleine den anstehenden Problemen annimmt. In dieser Situation muss gefragt werden, ob die politische Selbständigkeit der traditionellen Gemeinde noch sinnvoll und tragbar ist. Die zunehmend Gemeinde überschreitenden, ja teils Regionen-, Kantons und Landesgrenzen überschreitenden Probleme führen zwangsläufig zur Frage der optimalen Entscheidungsfindung. Es geht dabei nicht um die Abschaffung des Föderalismus, sondern um seine Revitalisierung, wie dies auch Avenir-Suisse in ihrer Studie ‚Baustelle Föderalismus’ beschreibt und es geht darum, den Föderalismus in neuen Strukturen demokratisch wieder zu beleben. In der neuen Zürcher Verfassung steht im Art. 93: Zweckverbände sind demokratisch zu organisieren. Demokratisch heisst aber mehr als gewählte Gemeindepräsidenten in die Regionalkonferenz zu delegieren: demokratisch heisst hier, dass eine Delegation nach dem Parteienproporz vertreten sein soll. Das trägt zur Stärkung der Politik und eines wirksamen Service public bei. Dazu gehören die Bildung kleinerer Orts- und Quartiergemeinschaften, die effektiv Verantwortung für sich übernehmen können oder von grossräumigeren Zweckgemeinschaften, die echt demokratisch legitimiert sind. Wer die kürzlich publizierten Antworten des Regierungsrates zu zwei Anfragen aus dem Kantonsrat (78+79/2005) zu Gemeindefusionen liest, wird genau das erfahren sowie weitere interessante Informationen entdecken. Es geht hier nicht um einen populistischen Vorstoss, sondern darum, dass wir die Zukunft unserer Gemeinden mitgestalten sollen.

Es ist daher auf eine materiell ergiebige Antwort des Stadtrates zu hoffen und danach auf eine spannende Diskussion im Gemeinderat.

5.
Motion Andrea Kennel (SP) und 8 Mitunterzeichnende vom 13. Juni 2005

betreffend Beiträge an die Regionale Suchtpräventionsstelle Zürcher 


Oberland / Begründung

Es gibt viele Gründe, die Motion für die Regionale Suchtpräventionsstelle (RSPS) Zürcher Oberland zu unterstützen. Die Regionale Suchtpräventionsstelle Zürcher Oberland leistet gute und wichtige Arbeit im Bereich Suchtprävention und wird von der Gemeinde Dübendorf schon mehr als 10 Jahre durch finanzielle Beiträge unterstützt. Der Stadtrat ist aber mit diesem Antrag nie an dem Gemeinderat gelangt. Statt wie andere Gemeinden einen Antrag an den Gemeinderat zu stellen, will der Stadtrat die Beiträge nun einfach streichen. Die regionale Suchtpräventionsstelle ist nun aber nicht ein normaler Verein unter vielen, dem man einfach ohne Konsequenzen den Geldhahn zudrehen kann. Sie ist Bestandteil des Konzeptes, dem der Regierungsrat am 4. Mai 1994 zugestimmt hat. In diesem Konzept wird festgelegt, wie die Suchtprävention in allen Regionen des Kantons sichergestellt werden soll. Dabei wird als Trägerschaft für die Bezirke Uster, Pfäffikon und Hinwil der Verein für Drogenfragen Zürcher Oberland erwähnt. Dieser Verein beinhaltete die erwähnte Regionale Suchtpräventionsstelle. Neben der Finanzierung sind im Konzept auch die Aufgaben geregelt. Die Finanzierung teilen sich der Kanton mit 30% und die Gemeinden mit 70%. Die Gemeinden zahlen ihren Anteil je nach Anzahl der Einwohner und der Steuerkraft. Zu den Aufgaben gehören gemäss Konzept, Zitat:
"Die RSPS betreiben Suchtprävention in der ganzen Breite. Grundsätzlich sind die regionalen Präventionsstellen Anlauf- und Informationsstellen für präventive Anliegen in den jeweiligen Regionen. Zudem haben sie den Auftrag, regionale Präventionsbemühungen zu koordinieren. Sie arbeiten mit den kantonal ausgerichteten Fachstellen zusammen.

Für eine möglichst wirkungsvolle Prävention ist es wichtig, dass jeder Mensch immer wieder Anstösse zur Prävention bekommt. Dies kann geschehen in seinem direkten Lebensumfeld (Wohnort), an seinem Arbeitsplatz, in der Schule, aber auch in seiner Freizeit, wenn er zu seiner Entspannung oder zu seinem Vergnügen etwas erleben will. Um die einzelnen Menschen in möglichst vielen Lebenssituationen zu erreichen, sollen regionale Suchtpräventionsstellen in verschiedenen Bereichen tätig sein. Zur Hauptsache betrifft dies drei Bereiche, die sich zu einem ganzen zusammenfügen:  Die Bildungsarbeit; Die Öffentlichkeitsarbeit; Die gemeindebezogene Arbeit."
Daraus folgt klar, dass die RSPS die Arbeit der Gemeinde nicht ersetzt. Die Gemeinde kann die Arbeit der RSPS aber auch nicht ersetzen. Für eine effektive Suchtprävention braucht es beides. Der Stadtrat meint, dass er alles kommunal lösen könnte. Mit dieser Auffassung irrt er. Bei der Kostenaufteilung ist es klar, dass der Anteil von den Gemeinden von allen Gemeinden solidarisch getragen wird. Was Dübendorf nun will: Weiterhin Leistungen der RSPS beziehen, aber diese nicht mehr solidarisch unterstützen. Dübendorf wäre die erste Gemeinde, die so eigennützig und egoistisch handelt. Die finanziellen Aufwändungen betragen rund 
Fr. 80'000.- jährlich wiederkehrend. Die Kosten sind also relativ klar bezifferbar. Der Nutzen kann schwer direkt nachgewiesen und in Franken beziffert werden. Was jedoch klar ist: Es geht um Menschen. Jeder Jugendliche oder Erwachsene, der suchtabhängig wird, ist einer zu viel. Bereits die Therapie für eine einzige Person kostet mehr, als für die RSPS bezahlt wird. Weiter müssen die Kosten auch in Relation zu den Gemeindesteuern gestellt werden. Fr. 80'000.- entsprechen etwa 
0.16 Steuerprozenten. Das ist kein Spareffekt. Das Ganze von der positiven Seite: Dübendorf zahlt seit 1995 jährlich solidarisch seine Anteile an die RSPS. Wie sieht das mit den Kompetenzen aus? Art. 30 der Gemeindeordnung gibt Auskunft:

"Dem Gemeinderat stehen folgende Finanzkompetenz zu:

Beschlussfassung über

1. Anordnungen, die im Einzelfall neue einmalige Ausgaben von mehr als Fr. 300'000.- bis höchstens Fr. 1’500'000.- oder entsprechende Ausfälle in den Einnahmen bedingen.

2. Anordnungen, die im Einzelfall neue jährlich wiederkehrende Ausgaben von mehr als Fr. 30'000.- bis höchstens Fr. 150'000.- oder entsprechende Ausfälle in den Einnahmen bedingen."
Die Beiträge an die RSPS betragen etwa Fr. 80'000.- und sind jährlich wiederkehrend. Die Kompetenz läge klar beim Gemeinderat. Wie kommt es, dass dieses Geschäft bisher nie vor den Gemeinderat kam? Der Stadtrat hat den Kredit nie als jährlich wiederkehrend gesprochen, sondern in Tranchen von 3 bis 4 Jahren. Dieses Vorgehen ist politisch fraglich. Mindestes nach einem ersten zeitlich beschränken Versuch müssten Ausgaben in dieser Höhe klar dem Gemeinderat beantragt werden. So hätte der Stadtrat bereits 1997 mit einer Vorlage an den Gemeinderat gelangen sollen. Daher verlangt die Motion, dass der Stadtrat mit dieser Vorlage an den Gemeinderat gelangt und diese sinnvolle und nötige Investition nicht einfach streicht. Wenn diese Beiträge schon 11 Jahre bezahlt werden, kann es ja nicht so schlecht sein. Ein Entscheid über das Beibehalten resp. Abschaffen dieser Beiträge muss fundiert überlegt werden, daher der Vorstoss. Nach Vorliegen des Berichtes kann der Gemeinderat, der für diese Ausgabe zuständig ist, auch entschieden.

Antrag: die Motion ist zu überweisen.
Für den Stadtrat nimmt Sozialvorstand Kurt Spillmann Stellung.
Das Thema beschäftigt etliche Instanzen schon längere Zeit. Der Entscheid zur Einstellung der Beiträge kam zustande, weil für Dienstleistungen des Vereins für Drogenfragen zukünftig kaum ein Bedürfnis mehr besteht. Alle Angebote können durch Institutionen innerhalb der Stadt Dübendorf abgedeckt werden. Es sind dies im Speziellen:

- eigene Notschlafstelle
- zusätzlich Notschlafstellen Sozialdienst für Erwachsene
- Spritzenautomat
- Suchtpräventionsstelle des Sozialdienstes für Erwachsene
- Jugendsekretariat des Bezirk Uster

- Kontaktstellen betreffend Familienberatung, Opferhilfe, Sorgentelefon, Anlaufstelle 
  für Kinder in Not
- neues regionales Konzept für die Schulsozialarbeit.
Sämtliche Leistungen die beansprucht werden, werden auch bezahlt. Von Trittbrettfahren oder auf Kosten anderer leben sind Unterstellungen und entsprechen nicht den Tatsachen.

Die weiteren Punkte die in der vorliegenden Motion beanstandet werden. Es gibt im Kanton Zürich kein gültiges Gesetz welches einer Gemeinde zwingend vorschreiben würde in dieser Form Suchtprävention zu betreiben. Weiter ist festzuhalten: Während in den beiden anderen Parlamentsgemeinden im Zürcher Oberland, Uster und Illnau-Effretikon der Stadtrat den Finanzierungsantrag des Vereins für Drogenfragen jeweils dem Grossen Gemeinderat mit Antrag auf Zustimmung zur Beschlussfassung unterbreitete, entschied sich der Stadtrat von Dübendorf in eigener Kompetenz, die Beiträge ab 2006 einzustellen. Der Stadtrat hat zunächst versuchsweise in eigener Kompetenz die Mitfanzierung entschieden. Es ist deshalb folgerichtig, dass er auch in eigener Kompetenz diese Mitfanzierung wieder einstellt. Hätte der Stadtrat 1994 negativ zur Vereinsmitgliedschaft und Mitfinanzierung entschieden, wäre ein solcher Entscheid keinesfalls in der Zuständigkeit des Gemeinderates gelegen und nicht anfechtbar gewesen. Auch die Aussagen zu Art. 30 GO dürfen nicht unwidersprochen bleiben. Die Kosten wurden in Budget und Rechnung offen gelegt und vom Gemeinderat bewilligt. Das Vorgehen des Stadtrates entspricht geübter Praxis: Antrag erst nach erfolgreichem Versuch. Es ist indessen richtig, dass bei einer Fortsetzung der Mitfinanzierung im genannten Umfange über 2005 hinaus sich die Frage nach der formellen Zuständigkeit gestellt hätte. Der Stadtrat hat sich aber für den Ausstieg entschieden, weshalb Fragen nach Kompetenzverletzungen oder Zuständigkeiten müssig sind. Ebenfalls stimmt es nicht, dass Dübendorf alleine die Beiträge einstellt. Zwei weitere Gemeinden wählen den gleichen Schritt. Dübendorf wird den eingeschlagenen Weg „Prävention vor Ort“ weiterhin gewährleisten und wo nötig weiter fördern. Die zur Verfügung stehenden Mittel werden weiterhin sozialverträglich, haushälterisch und effizient einsetzen.
Der Stadtrat stellt sich gegen eine Überweisung der Motion.
Für die GEU - Fraktion, so Valeria Rampone, war die Entscheidungsfindung nicht einfach. Vor allem stellte sich die Frage ob hier sparen richtig ist. Die verschiedensten Angebote wurden in der Stadt ausgebaut sowohl für die älteren Menschen wie auch für die Jugendlichen. Die Zusammenarbeit mit der Präventionsstelle wird nicht eingestellt. Wenn erforderlich können Leistungen gegen Verrechnung beim Verein nach wie vor bezogen werden. Doppelspurigkeiten müssen aber im Sinne einer Effizienzsteigerung vermieden werden. 
Die Motion wird von der GEU nicht unterstützt. 

André Ingold legt die Meinung der SVP - Fraktion dar. Es ist unbestreitbar, dass der Verein wertvolle Arbeit geleistet hat. Heute ist aber nicht mehr nachvollziehbar, dass Dübendorf einen Beitrag von jährlich rund Fr. 84'000.- leistet. In der Stadt sind alle erforderlichen Einrichtungen vorhanden oder aufgebaut worden. Die Aussage von Gemeinderätin Andrea Kennel, wonach 1.6 - Steuerpromille kein Sparpotenzial darstellen, ist gefährlich und darf nicht unwidersprochen bleiben. Im Weiteren ist festzuhalten, dass sich der damalige grassierende Drogenmissbrauch gemildert hat. Die Angebote des Vereins sollen, wenn erforderlich, weiterhin in Einzelfällen genutzt werden. 
Die SVP unterstützt die Motion nicht.

Gemäss Aussage von Kurt Berliat unterstützt die CVP - Fraktion die Überweisung der Motion. Es geht ihr aber nicht primär um Kompetenzfragen, sondern um die Beiträge an eine sinnvolle Institution. Der Beschluss des Stadtrates ist wenig verständlich. Es ist nicht sicher, ob der Stadtrat sich der Tragweite bewusst. Es ist aber nach Meinung der CVP ein klassischer Fall von Sparen am falschen Ort. Die regionale Suchtpräventionsstelle ist nicht nur eine Dübendorfer und Zürcher Oberländer Angelegenheit, sondern ein Element in der Organisation flächendeckender Suchtprävention im Kanton Zürich. Ein Ausscheren der Stadt Dübendorf wäre ein fatales Zeichen. Wie gross die Einsparungen für die Zukunft sein würden ist unklar. Vor allem aber bliebe die Solidarität mit den anderen Gemeinden auf der Strecke. Wenn schon gespart werden muss, sind Möglichkeiten im eigenen Haus zu untersuchen. Focus 06, eine teuer zu bezahlenden Analyse, wird hoffentlich aufzeigen wo gespart werden kann. Wie bereit von Vorrednern erwähnt darf die Tatsache nicht ausser Acht gelassen werden, dass nur schon ein Therapiefall den finanziellen Aufwand an den Verein um ein Mehrfaches übersteigen kann. 
Martin Schwyzer (FDP) erklärt, dass er die Motion mitunterzeichnet hat, weil bei ihm die Suchtprävention einen hohen Stellenwert hat. Das Verhalten von Personen, das zu Klagen und Problemen führt hat oft seine Ursache in Suchtproblemen. Investitionen, die man in die Prävention tätigt kommen wieder zurück. Zudem ist zu bemerken, dass das Suchtproblem nicht gelöst ist, es wurde nur irgendwo an den Rand gedrängt. Es gibt noch die verschiedensten offenen Fragen und auf die wünscht Gemeinderat Martin Schwyzer eine Antwort. Diese sind nur zu erhalten, wenn der Vorstoss überwiesen wird.

Die FDP - Fraktion ist gegen eine Überweisung als Motion, würde aber ein Postulat mit dem gleichen Inhalt unterstützen. Ist der Stadtrat bereit, diesen Vorstoss als Postulat entgegenzunehmen?

Auf Anfrage des Ratspräsidenten erklärt sich die Erstunterzeichnerin bereit, die Motion in ein Postulat umzuwandeln.

Frage des Ratspräsidenten an den Stadtrat, ist er bereit, den Vorstoss als Postulat entgegenzunehmen?
Im Namen des Stadtrates verneint dies Sozialvorstand Kurt Spillmann.

Andrea Kennel (SP) führt aus, dass die Antworten des Sozialvorstandes nicht in allen Belangen den Tatsachen entsprechen. Die Notschlafstelle in Wetzikon ist nicht relevant - die Stadt Dübendorf hat schon lange nichts mehr daran bezahlt. Die von Kurt Spillmann aufgeführten örtlichen Leistungen und Dienste haben eine völlig andere Aufgabe. Bei denen stehen die Hilfe von bereits Abhängigen an erster Priorität und nicht die Prävention. Auch die Behauptung, alles sei durch gemeindeeigene Institutionen abgedeckt wird durch die Tatsache entkräftet, dass in den Voranschlägen der Schule Beträge für Leistungen des Vereins eingestellt sind. Zum Verfahren beim Bezirksrat ist zu bemerken, dass er darum nicht auf die Angelegenheit eingetreten ist, weil es sich nicht um aufsichtsrechtliche Belange handelt. 
Der Vorstoss ist als Postulat zu überweisen. 

Keine weiteren Wortmeldungen.

Abstimmung:

Für die Überweisung als Postulat:
12 Stimmen





Gegen die Überweisung:

20 Stimmen

Der Vorstoss ist nicht überwiesen und somit abschliessend behandelt. 
6.
Genehmigung der Jahresrechnung 2004 mit Rechnungslegung NPM

Ratspräsident Hans-Felix Trachsler erläutert das Vorgehen. Die Präsidentinnen und Präsidenten der Fachkommissionen werden ihren Bereich der NPM - Rechnungslegung vorstellen.

Speziell: es wird nur abgestimmt, wenn ein Antrag auf Änderung oder Nichtgenehmigung gestellt wird.

Der Rat ist damit stillschweigend einverstanden.

A. Eintretensdebatte

Namens der GRPK nimmt die Präsidentin Andrea Kennel (SP) Stellung und erläutert das Rechnungsergebnis mit Folien. 

a) Allgemeines

Vorerst dankt die GRPK der Verwaltung, dem Stadtrat und den Fachkommissionen für die gute Zusammenarbeit und die aktive Mitarbeit. In der Regel haben sich alle bemüht, klare und verständliche Antworten zu geben. Zur Ausgangslage der Rechnungsprüfung.

Zum letzten Mal wird die Rechnung nach NPM (New Public Management) mit Globalbudget geprüft. Damit wir uns in der GRPK auf die inhaltliche Prüfung konzentrieren konnten, gaben wir die technische Prüfung extern an das Gemeindeamt der DJI ab. Das Ergebnis dieser Prüfung wurde an den Stadtrat weitergeleitet und der beantwortete die offenen Fragen. Für die inhaltliche Prüfung und die Prüfung der Kompetenzen ist die Ausgangslage dieses Jahr nicht sehr einfach. Letztes Jahr haben wir die Rechnung im Bereich 14 wegen Kompetenzüberschreitungen nicht abgenommen. Vom Bezirksrat liegt diesbezüglich noch keine Antwort vor. So haben wir beschlossen die Rechnung 04 nach dem gleichen Massstab wie die Rechnung 03 zu prüfen. Das musste auch dem Stadtrat und der Verwaltung klar sein. So haben wir vor allem die Bereiche, die das Globalbudget überschritten haben, genauer unter die Lupe genommen. Es sind dies: 10 Tiefbau und 14 Gesundheit.
b) Gesamtergebnis

Der Aufwandüberschuss, sprich Verlust, von ca. 5,2 Mio. ist etwas tiefer als budgetiert. Diese positive Abweichung ist vor allem den Steuerausscheidungen und Steuern früherer Jahre zu verdanken. Die Ausgaben sind aber gegenüber dem Voranschlag um 1,2 Mio. höher als budgetiert und im Vergleich mit Rechnung 2003 um gar mehr als 5 Mio. gestiegen. Doch dieser Vergleich hinkt, da ja im 2003 die Buchverluste von 2002 rückgängig gemacht werden mussten. So müssen die Mehrausgaben relativiert werden, denn 1,2 Mio. sind bei einem Budget von 117,5 Mio. nur knapp 1%.

c) NPM - Bereich 10 und 14
Zum Bereich 10. Sowohl im Bereich 10 als auch im Bereich 14 habe ich von der GRPK den klaren Auftrag erhalten, Kritik zu üben. Die Kritikpunkte sind eher inhaltlicher als juristischer Natur. Daher stellt die GRPK den Antrag auf Abnahme der Rechnung und formuliert die Kritikpunkte als Rüge. Vorweg aber eine grundlegende Feststellung: Die Budgetüberschreitung des Bereiches 10 ist mit Fr. 262'556.- oder 6% sind teilweise klar begründet und nicht so hoch wie in anderen Bereichen. Also, wo liegt denn das Problem. Wie eingangs schon erwähnt, haben wir bei Überschreitungen auch die NRM Zahlen betrachtet. Da mussten wir feststellen, dass auf mindestens 2 Konten das Budget um mehr als 100% überzogen wurde. In einem Fall wurde die Position um Fr. 194'000.- überzogen, im anderen um Fr. 23'500-. Am meisten hat uns erstaunt, dass diese Überschreitungen im Verlaufe des Jahres nicht ersichtlich waren, da immer nur die Gesamtsumme, nicht aber die Einzelpositionen kontrolliert wurden. Ein Vorgehen, das uns eher erstaunt. Wir fragen uns, wo da das Controlling ist, wenn die einzelnen Konten nicht geprüft werden, sondern gehofft wird, dass es am Schluss dann schon irgendwie aufgeht. Es ist zu hoffen, dass für 2005 besser budgetiert wurde. Für die Konten, die nachweislich noch zu tief budgetiert wurden, fordern wir, dass rechtzeitig ein Nachtragskredit beantragt wird, oder bei gebundenen Ausgaben der Stadtrat über die Überschreitungen frühzeitig informiert wird. Weiter erwarten wir vom Stadtrat im Bereich Controlling bessere Führung oder Richtlinien. Für einen zielgerichteten Einsatz der knappen Ressourcen ist dies wichtig. Nur so kann sichergestellt werden, dass nicht unnötig mehr Geld als budgetiert ausgegeben wird. Das heisst aber auch, dass Budgetkürzungen, sei es durch den Stadtrat oder durch den Gemeinderat realistisch sein müssen.

Im Bereich 14 war die Prüfung der Überschreitungen nicht gerade einfach. Dass das Globalbudget überschritten ist, ist klar. Die Überschreitung beträgt mit Fr. 227’010.- 13%. Das ist genug, um den Bereich genauer zu betrachten. Die technische Vorprüfung hält folgendes fest: Zitat: "Für die Konti 1500.3186 und 1510.3186 sind keine Voranschlagskredite 2004 vorhanden. In der Jahresrechnung wurden trotzdem Fr 21'922.- bzw. Fr. 38'395.- ausgegeben". Nun ist ja unter NPM möglich Kompensationsgeschäfte zu tätigen. Einfach gesagt muss nur das Total stimmen und nicht jedes einzelne Konto. Das Auseinander nehmen, was nun wo und wie kompensiert wurde und was zu bewilligende Überschreitung sind, war nicht einfach. Andrea Kuhn hat da als Fachkommissionspräsidentin eine grosse Analysearbeit geleistet. Eigentlich hätten wir diese Arbeit von der Verwaltung erwartet, doch haben wir keine verständlichen Antworten erhalten. Die Qualität der Begründungen im Geschäftsbericht mögen nicht befriedigen, da einige Abweichungen gar nicht oder mangelhaft begründet sind. Auch die Antworten die auf Nachfragen gegeben wurden lösten oft mehr neue Fragen aus, als dass sie Klarheit gebracht hätten. Leider mussten wir auch feststellen, dass nicht immer alle Aussagen aus dem Bereich 14 korrekt sind. So wurde behauptet, dass im Budget 05 die Personalkosten angepasst wurden. Diese Aussage musste nach Überprüfung zurück genommen werden. Das mag jetzt etwas kleinlich klingen. Für uns als GRPK ist es aber zentral, dass wir uns auf alle Aussagen von Stadträten und der Verwaltung verlassen können. Wir können immer nur stichprobenweise kontrollieren. Wenn wir dann aber auf ein Problem stossen, dann müssen wir folgern, dass es noch andere gleichartige Probleme gibt. Die detaillierte Analyse der Fachkommissionspräsidentin ergab am Schluss, dass die meisten Mehrausgaben im Bereich 14 als gebunden (Mehrpersonal in der Badi) oder als bewilligt (1 Beschluss Stadtrat und 1 Beschluss GUK) eingestuft werden können. Die restlichen Positionen sind bis auf einen Fall Beträge unter der Kompetenzlimite von Fr. 7'500.-. So stellte sich die Frage, ob wir wegen einer einzigen Kompetenzüberschreitung die Rechnung des Bereichs 14 wieder ablehnen sollen. Ironischerweise ist die erwähnte Position die Rechnung für den Juristen, der das Votum für den Gesundheitsvorstand bezüglich Rechnung 03 geschrieben hat. Obwohl das nun relativ gut klingt, haben wir eine weitere Kritik. Das Problem liegt bei den Terminen. Ausgaben vom Frühling 04 wurden von der GUK am 22. März bewilligt. Nicht budgetierte Ausgaben müssen in der Regel vor der Tätigung der Ausgabe bewilligt werden. Nun sagen sie sicher, dass der März ja vor dem Frühling ist. Das Problem ist, dass die Bewilligung im März 05 und nicht im März 04 eingeholt wurde. Konkret wurde also eine Kompetenzüberschreitung festgestellt. Im Gegensatz zur Rechnung 03 war die GUK dieses Jahr bereit, diese Überschreitungen nachträglich zu bewilligen. Das ist zwar erlaubt und liegt in der Kompetenz der GUK. Politisch ist dieses Vorgehen aber klar fraglich.

Mit der Abschaffung des NPM-Versuches haben wir auch da wieder klare Regeln. Nicht gebundene Ausgaben, und um die geht es hier, sind vorgängig zu bewilligen, sonst dürfen sie gar nicht getätigt werden. Der Gemeinderat hat im Budget 05 einige Positionen für Dienstleistungen Dritter auf Null gekürzt um Ausgabenbeschlüsse zu erzwingen. Nun bleibt zu hoffen, dass dies auch wirklich eingehalten wird. Noch eine letzte Frage möchte ich beantworten: Wieso hackt die GRPK so beharrlich auf diesen Beschlüssen und Kompetenzen herum? Einige wollen sparen, andere wollen das vorhandene Geld sinnvoll einsetzen, was schlussendlich dasselbe ist. Deshalb ist auch klar geregelt, wer Ausgaben beschliessen darf. So macht es keinen Sinn, wenn wir sparen wollen und gleichzeitig können Budgets ohne irgendwelche Konsequenzen überzogen werden. Stehen unerwartete grössere Ausgaben an, so muss der Stadtrat Prioritäten setzen und beschliessen, was gemacht werden darf und was nicht. Zusammenfassend muss ich feststellen, dass aus der Nichtabnahme der Rechnung 03 Lehren gezogen wurden, aber wohl die falschen. Wir haben wieder grössere Überschreitungen. Der einzige Unterschied ist, dass diesmal nachträglich die Bewilligungen eingeholt wurden. Doch leider wurde das Problem nicht an der Wurzel behandelt. Es bleibt also nur zu hoffen, dass im 2005 das Budget endlich eingehalten werden kann.
e) Investitionsrechnung, Bestandesrechnung und Sonderrechnung

Keine Bemerkungen.

f) Pensionskasse

Zur Kontrollaufgabe der GRPK gehört die Sicherstellung der Revision der Pensionskasse. Die Revision wurde von der BDO Visura Wirtschaftsprüfung am 31. Mai 2005 durchgeführt. Im Bericht der Kontrollstelle wird die Genehmigung der Jahresrechnung empfohlen. Ein Problem stellen aber die Wertschriftenreserven dar. Ab 2005 ist für die Wertschriftenreserve eine Zielvorgabe definiert. Der Sollbestand für die Pensionskasse der Stadt Dübendorf beläuft sich auf rund 16.7 Mio. Franken. Aktuell hat die Pensionskasse aber nur eine Reserve von 2.9 Mio. Franken, was klar zu wenig ist. Was ist die Idee dieser Wertschwankungsreserven? Wenn das Geld der Pensionskasse teils in Aktien angelegt ist, so ist der Wert dieses Geldes nur so sicher, wie die Aktien. Dass diese auch mal fallen statt steigen könne, haben wir in den letzten Jahren ja erfahren müssen. So muss die Pensionskasse also eine Reserve haben, um negative Wertschwankungen ausgleichen zu können. Bis die Wertschwankungsreserve genug hoch ist, dürfen keine freien Mittel ausgewiesen werden.

Antrag der GRPK:
Dem Gemeinderat wird einstimmig beantragt: 

1. 
Die Jahresrechnung 2004

a) des Politischen Gutes 


b) der Pensionskasse 

c) der Geschäftsbericht (Rechnungslegung) über das NPM - Projekt Düben-
    dorf zu genehmigen. 

2. 
Der Aufwandüberschuss wird dem Eigenkapital belastet. 

Mit einer PowerPoint Präsentation erläutert Finanzvorstand Martin Bäumle die Rechnung 2004 aus der Sicht der Exekutive. Er geht im Wesentlichen auf folgende Punkte ein:
-
Aufwand / Personalentwicklung allgemein

-
Personalentwicklung Kernverwaltung

-
Sachaufwand

-
Beiträge, ohne Sozialbereich

-
Spitäler Uster und Rotacher, Dietlikon

-
Primarschule, Nettoaufwand im Vergleich zu den Schülerzahlen

-
Fürsorge / Zusatzleistungen

-
Resultate / Finanzierung / Verschuldung

-
Gesamtbeurteilung

-
Ursachen der Abweichungen VA 04 / R 04

-
Hochrechnung / Probleme
-
Bewertung der Resultate

-
Rechnung 2005 / Erwartungen

-
Voranschlag 2006 / Ausblick

Spezielle Hinweise:

-
Controlling


Unter NPM lag das Controlling in der Verantwortung der Abteilung. 


Unter NRM wird die Finanzabteilung gewisse Arbeiten übernehmen.

-
Fragen zu Rechung und Voranschlag


Wunsch, dass Fragen wieder zentral schriftlich an die Finanzabteilung gestellt 
werden.

-
Bereiche 10 und 14


Dazu werden die Ressortvorstände Stellung beziehen.

-
Focus 06 / Ausblick


Zielgrösse ca. 3 Mio. Franken Einsparung


Grundlagen dazu: Massnahmenkatalog, Verwaltungsanalyse.
Namens des Stadtrates beantragt Finanzvorstand Martin Bäumle den Gemeinderat die Rechnung zu genehmigen.

Keine weiteren Wortmeldungen zum Eintreten. Dieses ist somit beschlossen

B. Detailberatung

1. Vorspann, Tätigkeitsberichte und Kommentar zur Jahresrechnung (Geschäftsbericht 2004, Seiten 1 - 23)


Diskussion:
keine



genehmigt.

2. Globalbudgets (Geschäftsbericht 2004, Seiten 25 - 175)
01 Allgemeine Verwaltung, Seiten 27 - 42

Kontraktsumme:
2'788'636

Nettoaufw. ausserh. NPM-Globalb.:
1'544'150

Referent:
André Ingold (SVP)


Diskussion:
keine



genehmigt.

02 Personalstelle und Stadtschreiber, Seiten 43 - 49

Kontraktsumme:
144'804

Nettoaufw. ausserh. NPM-Globalb.:
41'878

Referent:
André Ingold (SVP)


Diskussion:
keine



genehmigt.

03 Informatik, Seiten 51 - 53

Kontraktsumme:
320'609

Nettoaufw. ausserh. NPM-Globalb.:
000


Referent:
André Ingold (SVP)


Diskussion:
keine



genehmigt.

04 Stadtamman- u. Betreibungsamt, Seiten 55 - 57

Kontraktsumme:
- 142'058

Nettoaufw. ausserh. NPM-Globalb.:
000


Referent:
Yvonne Müller (SVP)


Diskussion:
keine



genehmigt.

05 Finanzverwaltung, Seiten 59 - 66

Kontraktsumme:
185'703

Nettoaufw. ausserh. NPM-Globalb.:
7'212'363

Referent:
Martin Schwyzer (FDP)


Diskussion:
keine



genehmigt.

06 Steuerverwaltung, Seiten 67 - 69

Kontraktsumme:
974'922

Nettoaufw. ausserh. NPM-Globalb.:
- 64'715'884

Referent:
Martin Schwyzer (FDP)


Diskussion:
keine


genehmigt.

07 Liegenschaftenverwaltung, Seiten 71 - 77

Kontraktsumme:
1'596'089

Nettoaufw. ausserh. NPM-Globalb.:
000


Referent:
Martin Schwyzer (FDP)


Diskussion:
keine



genehmigt.

08 Hochbauamt, Seiten 79 - 83

Kontraktsumme:
579'328

Nettoaufw. ausserh. NPM-Globalb.:
000


Referentin:
Ursula Hunziker (GEU)


Diskussion:
keine



genehmigt.

09 Planungsamt, Seiten 85 - 87

Kontraktsumme:
574'602

Nettoaufw. ausserh. NPM-Globalb.:
000


Referentin:
Ursula Hunziker (GEU)


Diskussion:
keine



genehmigt.

10 Tiefbau, Seiten 89 - 101

Kontraktsumme:
4'588'167

Nettoaufw. ausserh. NPM-Globalb.:
18'830

Referentin:
Ursula Hunziker (GEU)


Die Referentin erläutert detailliert die im Eintreten erwähnten Kritikpunkte insbesondere auch die Budgetüberschreitungen. 
Sie weist auf die Auffassung der GRPK hin, wonach gemäss den finanziellen Kompetenzen in der Gemeindeordnung bei Budgetüberschreitungen von den zuständigen Instanzen Nachtrags- und Ergänzungskredite eingeholt werden müssen. 

Die Fachkommissionspräsidentin beantragt Abnahme des Bereichs 10.


Diskussion:
keine



genehmigt.

11 Sicherheitsabteilung, Seiten 103 - 114

Kontraktsumme:
4'238'728

Nettoaufw. ausserh. NPM-Globalb.:
000


Referentin:
Yvonne Müller (SVP)


Diskussion:
keine



genehmigt.

12 Einwohneramt, Seiten 115 - 118

Kontraktsumme:
505'870

Nettoaufw. ausserh. NPM-Globalb.:
000


Referentin:
Yvonne Müller (SVP)



Hinweis Orlando Wyss (SVP):



Es stört nach wie vor, dass nicht alle Konfessio-


nen in der Einwohnerstatistik aufgeführt sind. 


Diskussion:
keine



genehmigt.

13 Stadtpolizei, Seiten 119 -125

Kontraktsumme:
1'253'486

Nettoaufw. ausserh. NPM-Globalb.:
000


Referentin:
Yvonne Müller (SVP)


Diskussion:
keine



genehmigt.

14 Gesundheit und Umweltschutz, Seiten 127 - 137

Kontraktsumme:
1'976'469

Nettoaufw. ausserh. NPM-Globalb.:
2'944'082

Referentin:
Andrea Kuhn (CVP)

Mit einer ausführlichen und detaillierten Analyse untermauert die Referentin die im Eintreten gemachten Äusserungen zu diesem Bereich.

Ihre generelle Beurteilung:

"In Anbetracht dessen, dass die GRPK bereits vor einem Jahr eine bessere Übersicht verlangt hat und mit der Budgetkürzung für externe Honorare ein Zeichen setzte, muss ich heute klar sagen, das die Abteilung Gesundheit rein gar nichts dazu beigetragen hat, den Unmut, der in den meisten Fällen durch unstrukturierte Informationen, undurchsichtige Beschlüsse und schlechte Kommunikation entstanden ist, zu entschärfen. Es liegt aber (und das ist meine persönliche Meinung) nicht nur an der Abteilung Gesundheit sondern auch an schlechten Strukturen und Prozessabläufen in der Stadtverwaltung allgemein". 

In ihrer Entgegnung hält Gesundheitsvorstand Rita Bernoulli fest, dass die GUK sauber und korrekt arbeite. Sie weist darauf hin, dass die Beurteilung des Bezirksrates immer noch aussteht und somit die Unsicherheit nach wie vor besteht. 

Diskussion:
keine



genehmigt.

15 Vormundschafts- und Fürsorgewesen, Seiten 139 - 146a

Kontraktsumme:
10'794'615

Nettoaufw. ausserh. NPM-Globalb.:
2'361'274

Referent:
Theo Zobrist (SP)


Diskussion:
keine



genehmigt.

16 Alterszentrum, Seiten 147 - 156

Kontraktsumme:
2'279'475

Nettoaufw. ausserh. NPM-Globalb.:
000


Referent:
Theo Zobrist (SP)


Diskussion:
keine



genehmigt.

17 Bildung, Jugend und Sport, Seiten 157 - 158a

Kontraktsumme:
525'536

Nettoaufw. ausserh. NPM-Globalb.:
893'539

Referentin:
Nicole Schwendener (E/D)


Diskussion:
keine



genehmigt.

19 Primarschule , Seiten 159 - 175

Kontraktsumme
21'770'755

Nettoaufw. ausserh. NPM-Globalb.:
000


Referentin:
Nicole Schwendener (E/D)


Diskussion:
keine


genehmigt.

3. Investitionsrechnung (Unterlage Jahresrechnung 2004), Seiten 19 - 37
Verwaltungsvermögen, Seiten 21 - 34

Nettoinvestitionen
15'833'439.60
Finanzvermögen, Seiten 36 und 37

Nettoinvestitionen
000

Referent:
Patrick Mosimann (SVP)


Diskussion:
keine



genehmigt.

4. Bestandesrechnung (Unterlage Jahresrechnung 2004), Seiten 39 - 65

Referentin:
Andrea Kennel (SP)


Diskussion:
keine



genehmigt.

5. Sonderrechnungen und Spezialfinanzierungen (Unterlage Jahresrechnung 2004), Seiten 67 - 73


Referentin:
Andrea Kennel (SP)


Diskussion:
keine



genehmigt.

6. Gesamtergebnis (Unterlage Jahresrechnung 2004), Seite 3


Referentin:
Andrea Kennel (SP)


Diskussion: 
keine.



genehmigt.

7. Pensionskasse (Unterlage Jahresrechnung 2004), Seiten 85 - 106

Referentin:
Andrea Kennel (SP)


Diskussion:
keine



genehmigt.

Anton Keller (SVP) kritisiert die Kostensteigerung im Personalbereich. Seinerzeit mit dem Neubau des Stadthauses wurde versprochen, dass Synergien genutzt werden könnten, wenn alles zentralisiert ist. Dies ist nicht eingetroffen. Die Mehraufgaben, ausser im Sozialbereich und Betreibungsamt, haben nicht derart zugenommen, die die Steigerung rechtfertigen könnten. Gemeinderat Keller wünscht, dass in Zukunft die Personalkosten detaillierter dargestellt werden.

Daniel Brühwiler (GEU) äussert die Bedenken seiner Fraktion in Bezug auf die Bereiche 10 und 14. Die mangelnde Transparenz erzeugt ein ungutes Gefühl. Die Fraktion wird sich grossmehrheitlich bei der Schlussabstimmung der Stimme enthalten. 
Schlussabstimmung:
Mit  22  zu  0  Stimmen genehmigt der Gemeinderat die Jahresrechnung 2004.
Beschluss

1.
Die Jahresrechnung 2004

1.1
 NRM Jahresrechnung 2004


a) des Politischen Gutes



b) der Pensionskasse


wird genehmigt.


1. 2
Der Geschäftsbericht 2004 (Rechnungslegung) über das NPM - Projekt

Dübendorf wird genehmigt.

2.
Der Aufwandüberschuss der laufenden Rechnung in der Höhe von Franken 5'255'647.59 wird - gestützt auf § 94 des Kreisschreibens der Kantonalen Direktion des Innern vom 10. Oktober 1984 - dem Eigenkapital belastet. 

6.
Umweltbericht 2004 / Kenntnisnahme
Ratspräsident Hans-Felix Trachsler erläutert das Vorgehen und weist im Besonderen darauf hin, dass der Gemeinderat den Bericht nicht genehmigt sondern nur zur Kenntnis nimmt. 
a) Vorstellung des Berichtes durch Daniel Brühwiler, Referent der GRPK
"Noch bei der Behandlung des Umweltberichtes 2000 begann gemäss Gemeinderatsprotokoll vom 2.Juli 2001 das Votum an dieser Stelle mit folgenden Worten: ‚Alle 3 Jahre wird im Umweltbericht die Situation betreffend Wasser, Luft, Boden, Lärm etc. aufgezeigt’. Sie alle wissen, dass es wegen einem Versehen diesmal nicht 3 sondern 4 Jahre dauerte, bis der neue Umweltbericht erstellt wurde. Etwas hellhörig hat uns in der GRPK deshalb die Einleitung zu diesem Umweltbericht gemacht. Dort heisst es nämlich, dass dieser Umweltbericht ca. alle 3 Jahre erstellt werde. Die Nachfrage bei der verantwortlichen Gesundheitsabteilung hat dann ergeben, dass diese Zeitangabe unbeabsichtigt in den Bericht gerutscht ist. Keinesfalls soll damit ein erneutes Versehen wie es vor einem Jahr geschehen ist, vorweggenommen werden.

Wie man dem Protokoll der Gemeinderatssitzung vom 2. Juli 2001 entnehmen kann, war beim letzten Umweltbericht aus dem Jahre 2000 offenbar auch ein Massnahmenkatalog dabei, der allerdings nicht publiziert wurde. Die GRPK hat damals gefordert, dass diese Massnahmen aufzeigt werden und auch sagt wird, welche man zu welchem Preis durchführen will und welche nicht. Auch über Resultate der getroffenen Massnahmen wollte die GRPK informiert werden. Leider haben es weder die GUK noch der Stadtrat für nötig befunden, darauf einzutreten. Es wird nicht einmal gesagt, warum im Bericht nicht über Massnahmen informiert wird. Immerhin hat die Nachfrage der GRPK bei der Gesundheitsabteilung ergeben, dass die GUK demnächst über Massnahmen diskutieren wird, welche sich aus diesem Umweltbericht ergeben. Wir hoffen, dass die Öffentlichkeit dann auch wirklich etwas von diesen Massnahmen erfährt.

Ich will an dieser Stelle nicht auf alle Abschnitte des Umweltberichtes eingehen, sondern mich auf jene Abschnitte konzentrieren, wo der Handlungsbedarf besonders gross ist oder wo neue Tendenzen erkennbar sind.

Beginnen wir mit den Gewässern. Vor vier Jahren wurde an dieser Stelle gesagt, dass Massnahmen zur Sanierung des Chriesbaches dringend notwendig seien, und dass die GRPK in 3 Jahren wissen möchte, was diesbezüglich gemacht worden ist. Wie einleitend bereits erwähnt, sagt der neue Bericht nichts über Massnahmen und deren Resultate; wohl deshalb bleibt der Wissensdurst der GRPK in Bezug auf den Chriesbach auch mit dem neuen Umweltbericht ungestillt.

Auch erfreuliches kann man dem Umweltbericht entnehmen: Die beiden Wasserversorgungen versorgten in der Berichtsperiode das ganze Gemeindegebiet mit Trinkwasser von untadeliger Qualität. Dafür wird täglich und meist im Stillen viel gearbeitet, offenbar hervorragend gearbeitet. Und wir alle öffnen täglich zu Hause mehrmals den Wasserhahn und nehmen das kostbare Nass bester Qualität meist einfach als Selbstverständlichkeit entgegen. Wenn einem beim Trinkwasser etwas Sorgen machen muss, dann ist es höchstens der je nach Pumpstation erhöhte Nitratgehalt im Grundwasser, eine Tatsache für die natürlich die Wasserversorgungen nichts können. Dank der Beimischung von Seewasser erfüllt jedoch das Trinkwasser das Qualitätsziel auch in Bezug auf den Nitratgehalt.

Weniger erfreulich sieht die Situation bei den Luftfremdstoffen aus, seien es Stickoxide, Ozon oder Feinstaub. Die Konzentration dieser Stoffe in der Luft durchlief etwa mit Erscheinen des letzten Umweltberichtes ein Minimum und steigt seither wieder an. Der Anstieg selbst scheint zwar nicht dramatisch; aber bei allen erwähnten Luftfremdstoffen wird in Dübendorf der Grenzwert der LRV überschritten, weshalb der Anstieg durchaus ernst zu nehmen ist. Die Entscheidungskompetenz liegt bei den Luftfremdstoffen auf höherer politischer Ebene. Dort könnte allerdings unsere Stadt durchaus klare Forderungen stellen, denn in Bezug auf die Luftqualität gehört Dübendorf zu den am meisten belasteten und benachteiligten Gebieten der Schweiz.

Kommen wir zu einer Erscheinung, die durchaus auch eine Folge der schlechten Luft ist. Über die Gesundheit des Waldes ist in der Vergangenheit viel geredet, gestritten, diskutiert und widersprochen worden. Unser Förster macht sich Sorgen über den Dübendorfer Wald. Aus seiner Beschreibung möchte ich nur eine Zahl herauspicken: Von insgesamt 9000 m3 Holz, die in den letzten vier Jahren genutzt wurden, war ein Drittel unfreiwillige Nutzung. Der grösste Teil davon fiel als Käferholz an, ein kleinerer Teil auch als Sturmholz. Der Bericht hebt klar hervor, dass diese unfreiwillige Nutzung schlechtere Preise, also wirtschaftliche Nachteile für die Waldbesitzer mit sich bringt.

Viel Platz wird im Umweltbericht dem Thema Lärm gewidmet. Neben dem Militärfluglärm, der wahrscheinlich – je nach politischem Standpunkt leider oder glücklicherweise – bald der Vergangenheit angehören wird, berichtet ein grösserer Abschnitt über Messungen des zivilen Fluglärms in Gockhausen. Da wird gezeigt, dass man für die Morgenstunde von 6-7 Uhr ein Lärmmass (Mittelwert) von 64 dB ermittelt hat. Wenn man weiss, dass für Wohngebiete der Immissionsgrenzwert bei 60 dB liegt und der Alarmwert bei 65 dB, kann man sich vorstellen, dass es in Gockhausen ziemlich laut ist zwischen 6 und 7 Uhr am Morgen. Gemäss Lärmschutzverordnung darf allerdings für den Vergleich mit Alarm- und Immissionsgrenzwert nur der gemittelte Lärm des ganzen Tages, d.h. von 6-22 Uhr, herangezogen werden. Die 64 dB während der Stunde von 6-7 Uhr in Gockhausen schmelzen dadurch auf 52 dB zusammen und sowohl “Bern” als auch der Fughafen pflegen deshalb hin und wieder lauthals zu verkünden, in Gockhausen gebe es gar keinen Fluglärm. Hier liegt sicher ein Schwachpunkt der schweizerischen Umweltgesetzgebung.

Es gibt in Dübendorf noch ein zweites alarmierendes Lärmproblem, das allerdings zur Zeit weniger Aufsehen erregt als der zivile Fluglärm. Im Umweltbericht heisst es: “Entlang Dübendorfs Staatsstrassen wird der Alarmwert – bis auf wenige Ausnahmen nachts – überschritten.” Immerhin: Umbauten entlang dieser Hauptverkehrsachsen erfolgen gemäss der gültigen Vorschriften. Ah endlich ein Gebiet, wo im Umweltbereich gehandelt wird. Die Nachfrage bei der Gesundheitsabteilung ergibt: Bei Umbauten werden Schallschutzfenster eingebaut, sogar mit Beiträgen vom Kanton. Leicht vergessen geht dabei, dass Lärmbekämpfung an der Quelle gemäss Umweltschutzgesetzgebung eigentlich Priorität hätte, auch wenn sie mehr kostet als Schallschutzfenster. Kein geringerer als Herr Robert Hofmann, ehemaliger Leiter der Abteilung Akustik der EMPA hat einmal über Schallschutzfenster geschrieben: “Es klingt beinahe zynisch, wenn solche Einbunkerung der Betroffenen als Schallschutz bezeichnet wird”.

Erstmals sind in diesem Umweltbericht Daten über den Energieverbrauch des Stadthauses enthalten. Zusammengestellt wurden diese Daten im Zusammenhang mit dem Projekt “Energiestadt”.  Ernüchternd ist, dass sowohl beim Stromverbrauch als auch beim Gasverbrauch die angegebenen Grenzwerte deutlich überschritten werden. Dabei handelt es sich bei den Grenzwerten gar nicht etwa um Anforderungen für supermoderne Energiesparhäuser. Beim Gasverbrauch etwa entspricht der angegebene Grenzwert dem, was der Schweizerische Ingenieur- und Architektenverein bei Bürogebäuden, die nach Stand der Technik (SIA-Norm 380/1) gedämmt sind, erwarten würde. Schon die kantonalen Vorschriften liegen heute tiefer als dieser Wert, von Minergie oder Minergie-P gar nicht zu sprechen. Allerdings ist zu beachten, dass die relevanten planerischen Entscheide für das Stadthaus 1994 gefällt werden mussten. Zu jener Zeit waren die Vorschriften und auch der Stand der Technik noch weniger streng. Der Berichtende war damals Mitglied einer Subkommission “Energie” der Baukommission und hatte als solcher Einblick in die Planungsgrössen von damals. Enttäuschend ist vor allem, dass das von der Baukommission selbst gesetzte Ziel von damals, welches einen Gasverbrauch um 240 MJ/m2a vorsah, heute ganz klar überschritten wird. Hier sind die Kommission Energiestadt und Stadtrat gefordert, Massnahmen zu ergreifen. Denn im Gegensatz zu vielen andern Umweltproblemen kann Dübendorf hier selbst etwas unternehmen. Dass dabei nicht teure bauliche Massnahmen im Vordergrund stehen, sollte schon vom Alter des Stadthauses her klar sein. Aber gewisse betriebliche Optimierungen, welche neben dem Gasverbrauch auch den hohen Stromverbrauch einbeziehen, sollten drinliegen. Es wäre nicht überraschend, wenn durch eine solche Betriebsoptimierung auch der eine oder andere Komfortmangel etwas gemildert werden könnte".

b) Fragestellung aus dem Rat
Es werden keine Fragen gestellt.
c) Abstimmung:
Mit 33  zu  0  Stimmen wird der Umweltbericht 2004 zur Kenntnis genommen. 
8.
Streichung der Gemeindezuschüsse per 1. 1. 2006 und gleichzeitige


Aufhebung der Verordnung über die zusätzliche Alters- Hinterlassenen-


und Invalidenbeihilfe vom 1. Dezember 1980, rev. 1. Januar 1989

Martin Schwyzer (FDP) für die GRPK - Mehrheit.
Der Stadtrat beantragt mit Beschluss vom 23.März 2005 die Streichung der Gemeindezuschüsse und gleichzeitig die Aufhebung der zugehörigen Verordnung über die zusätzliche AHV/IV Beihilfe. Er begründet diese Massnahme vor allem mit folgenden Punkten: Die finanzielle Lage von Dübendorf hat sich verschlechtert; die Ergänzungsleistungen und kantonalen Beihilfen reichen aus; das Existenzminimum der Betroffenen ist nicht gefährdet; Gemeindezuschüsse sind eine freiwillige Leistung; von der Streichung betroffen wären rund 250 Haushalte. Alleinstehende müssten mit Fr. 1'320.- weniger pro Jahr auskommen, Ehepaare mit Fr. 1'980.- weniger. Die Einsparung für Dübendorf wäre rund Fr. 350'000.- pro Jahr. Die GRPK hat die Vorlage genau studiert. Sie kann die Argumente des Stadtrates gut nachvollziehen. Die GRPK Mehrheit von 8 Mitgliedern findet aber, der Antrag komme zu früh. Es ist der erste Antrag im Rahmen des Sparprojektes Fokus 06. Er sollte nicht zur Abstimmung kommen, bevor die wichtigsten Massnahmen des ganzen Sparprojektes bekannt sind. Darum beantragt die Mehrheit Rückweisung an den Stadtrat mit dem Auftrag, die Streichung der Zuschüsse erst dann wieder vorzulegen, wenn die übrigen Massnahmen auf dem Tisch liegen. Die Zuschüsse sind kein System mit der Giesskanne. Seit 1998 wird gemäss Bundesgesetz für jeden konkreten Fall eine Bedarfsrechnung durchgeführt. Die Streichung der Gemeindezuschüsse wurde mit praktisch identischer Begründung im April 2001 schon einmal beantragt und damals mit 26 gegen 7 Stimmen deutlich abgelehnt. Es erstaunt darum nicht, dass die Argumente gegen die Streichung ebenfalls gleich geblieben sind: das fürsorgerechtliche Existenzminimum liegt tatsächlich rund 20 % tiefer. Mit der Streichung der Gemeindezuschüsse bekommt aber kein Fürsorgefall einen zusätzlichen Franken. Im Gegenteil, der Spardruck verstärkt sich auch dort. Das Sparpotential ist kleiner als Fr. 350'000.-. Die Gemeindezuschüsse haben sinkende Tendenz. Sie wurden seit 1989 nicht mehr erhöht. Die Zahl der Anspruchsberechtigten sinkt, weil immer mehr Rentner Anspruch auf Pension haben. Zudem fliesst ein Teil der Mittel zurück, weil Zuschüsse zurückzuzahlen sind, wenn die Erbschaft grösser ist als Fr. 25'000.- bzw. Fr. 40'000.-. Die meisten grösseren Gemeinden wie Zürich, Winterthur, Uster, Dietikon, Horgen usw. richten weiterhin Zuschüsse aus. Vorwiegend kleinere Gemeinden haben solche Zuschüsse gar nie eingeführt. 2001 richteten 48 Gemeinden mit 3/4 der Bevölkerung Zuschüsse aus. Die einzige Gemeinde, welche die Zuschüsse abgeschafft hat, ist Wetzikon, sie behält aber Mietzinszuschüsse bei. Uster hat die Bedingungen verschärft, behält aber die Zuschüsse. Wenn die Sparmassnahmen von Fokus 06 Erfolg haben sollen, ist es unvermeidlich, dass sie weh tun. Ob wir bei der Administration sparen, bei den Vereinen und der Kultur, bei der Schule, beim Verkehr,  immer wird uns eine Lobby erklären, warum gerade hier nicht gespart werden darf. Die 250 AHV/IV Bezüger in bescheidenen Verhältnissen haben keine Lobby. Sie würden die Welt nicht mehr verstehen, wenn der Gemeinderat dieser Streichung zustimmte und nachher alle weiteren Sparmassnahmen ablehnte. Leider ist das nicht unmöglich, wie das unrühmliche Schicksal der Sparmassnahmen Focus 01 zeigt. Zweckmässig wäre eine Streichung auf Anfang Jahr, also 
1. Januar 2007. Einer Streichung der Gemeindezuschüsse im heutigen Zeitpunkt könnte die GRPK-Mehrheit nicht zustimmen. Die Vorlage ist daher gemäss vorstehenden Ausführungen an den Stadtrat zurückzuweisen. 

André Ingold (SVP) für die GRPK - Minderheit:
Wir haben die Meinung des GRPK Mehreitsantrages gehört. Es sei eine Sparübung, die alleine eigentlich gar nichts bringt. Geschätzte Anwesende, der Entscheid ob Einsparungen von  Fr. 350'000.- nichts ist überlasse ich Ihnen. Diese Sparmassnahme muss zuerst abgestimmt mit dem Sparprogramm Focus 06 dem Gemeinderat gezeigt werden, damit wir dann beurteilen können, ob dies eine richtige Sparmassnahme ist. Aus diesem Grunde plädiert der Vorredner für die Rückweisung. Die GRPK - Minderheit ist nicht gleicher Meinung. Wir haben hier eine fertige Vorlage für die Streichung der Gemeindezuschüsse weil unserer Stadt diese Supplements schlicht und einfach nicht mehr finanzieren kann. Natürlich entspricht dies nicht einmal einem ganzen Steuerprozent, trotzdem haben wir in Zukunft riesige Investitionen. Handeln ist jetzt angesagt, sonst sprechen wir in diesem Kreis innert weniger Wochen über Steuerfusserhöhungen. Im Vorfeld wie auch bereits im Jahre 2001 wurde immer wieder gehört, dass die betroffenen Personen Probleme mit dem Existenzminimum erhalten würden. Gar der Gang zur Fürsorge wurde angekündigt. Diese Behauptung muss widerlegt werden. Der Stadtrat hat es sich zum Ziel gesetzt, in den nächsten Jahren zwischen 3-5 Millionen Franken einzusparen. Mit der Streichung dieser Gemeindezuschüsse wird ein Teil dieser Einsparungen fürs nächste Jahr bereits realisiert. Der Stadtrat hat endlich seine Hausaufgaben gemacht und eine erträgliche Lösung vorgeschlagen. Tragen auch wir unseren Anteil dazu bei, um den Finanzhaushalt in Dübendorf wieder in Ordnung zu bringen. Aus diesem Grunde bitte ich Sie dem Antrag des Stadtrates zuzustimmen und die Gemeindezuschüsse per 1. Januar 2006 abzuschaffen. 
Sozialvorstand Kurt Spillmann nimmt Stellung:

Die Gemeindezuschüsse sind eine Leistung die über das gesetzliche Minimum hinaus gehen.  Vor diesem Hintergrund sieht sich der Stadtrat veranlasst, den Antrag auf Streichung der Gemeindezuschüsse erneut zu stellen. Die Ergänzungsleistungen zur AHV und IV helfen dort, wo die Renten und das Einkommen nicht die minimalen Lebenskosten decken. Sie sind ein rechtlicher Anspruch und keine Fürsorge und Sozialhilfe. Zusammen mit der AHV und IV gehören die Ergänzungsleistungen zum sozialen Fundament unseres Staates. Zusätzlich richtet der Kanton auf freiwilliger Basis zusätzlich zu den Ergänzungsleistungen unter bestimmten Bedingungen eine kantonale Beihilfe aus. Mit dem Gemeindezuschuss kann zusätzlich dazu beigetragen werden, dass Bezüger von Zusatzleistungen mehr finanzielle Mittel zur Verfügung stehen. Begründung: zur Abschaffung der Gemeindezuschüsse: die finanzielle Lage der Stadt Dübendorf ist bereits mehrfach dargelegt worden. Der viel entscheidendere Grund ist aber: die Ergänzungs- und Beihilfeleistungen sind soweit ausgebaut worden, dass die Gemeindezuschüsse ihre ursprüngliche Notwendigkeit verloren haben. Unabhängig von einem Projekt Fokus 06 wäre es angezeigt und absolut vertretbar die Gemeindezuschüsse einzustellen wie es bis heute übrigens bereits 120 Gemeinden im Kanton Zürich getan haben. Für den Einzelnen bedeutet dieser Beitrag an die Sanierung unseres Finanzhaushaltes nicht einmal Fr. 4.- pro Tag. Wenn man mit dem Jahre 2001 und heute vergleicht Fr. 1.- pro Monat. Für die Stadt Dübendorf ist eine Entlastung der Aufwandseite von gut Fr. 350.000.- erheblich von grösserer Tragweite. Der Stadtrat präsentiert hier eine absolut verträgliche Vorlage. Auch vom Termin her ist es fairer dem Bezüger gegenüber heute zu sagen, dass per 1. Januar 2006 sein Budget marginal, wenn überhaupt, reduziert werden muss. So hat er immerhin noch ein halbes Jahr Zeit sich auf die neue Situation einzustellen.

Diskussion
Katrin Wächter (SP) vertritt die Meinung, dass, wenn die Finanzen der Stadt wirklich so dramatisch schlecht sind, an deren Sanierung sich die gesamte Bevölkerung beteiligen muss. Das heisst, die Steuern sind anzuheben.
Theo Zobrist (SP) ist der Überzeugung, dass mit der Streichung nicht nur materiell gespart wird, es gehen auch ideelle Werte verloren. Die Behauptung, die Gemeindezuschüsse hätten ihre ursprüngliche Bedeutung eingebüsst stimmt nicht. Obwohl viele Personen ein besseres Auskommen haben, gibt es noch Leute, die täglich für ihre Existenz kämpfen müssen. Zurzeit sind es rund 250 Einwohner. Die Zuschüsse gibt es schon sehr lange und sie wurden in einer wirtschaftlich wesentlich schlechterer Zeit eingeführt. Wenn die Argumente für die Abschaffung für die Ratsmitglieder  noch plausibel sind, für die Betroffenen sind sie unverständlich da es für sie ein klarer Einkommensverlust ist. Die SP - Fraktion unterstützt die Rückweisung. Sollte sie unterliegen, stellt die SP 
Antrag auf Ablehnung der Vorlage.

Thomas Maier (GEU) stellt fest, dass die Gemeindezuschüsse vor langer Zeit eingeführt wurden und eine Errungenschaft darstellen, die sicher auch die Jungen schätzen. Es kann behauptet werden, dass heute niemand mehr arm ist und trotzdem ist die Erwartungshaltung an die Stadt gestiegen. Die Armutsfalle ist nicht mehr primär bei den alten Menschen, sondern mehrheitlich bei den 20 bis 40 - Jährigen. Daher können die Zuschüsse gestrichen werden. Die frei werdenden Mittel sollten für Leistungen an die Jungen eingesetzt werden. Im Weiteren wird der Stadtrat eingeladen, aufzuzeigen, wo zusätzliche Einsparungen gemacht werden können. Zudem müssen für die Zukunft andere Prioritäten gesetzt werden. 

Die GEU - Fraktion unterstützt den stadträtlichen Antrag.

Andrea Kennel (SP) wirft ein, das an diesem Abend wahrscheinlich wegen dem unguten Gefühl, dass das Budget nicht eingehalten wurde, lediglich 22 Ratsmitglieder der Rechnung zugestimmt haben. Und nun soll auf Kosten der Ärmsten gespart werden. Sollte dem Antrag zugestimmt werden, muss Dübendorf umdenken. 
Keine weiteren Wortmeldungen.

Abstimmungen
1. Rückweisung:

Für die GRPK - Mehrheit (Rückweisung)


13  Stimmen

Dagegen






20  Stimmen

2. Für Abschaffung:

Dafür







20  Stimmen
Dagegen






13  Stimmen

Beschluss:
1.
Die Verordnung über die zusätzlichen Alters-, Hinterlassenen- und Invaliden-


beihilfen vom 1. Dezember 1980, rev. 1. Januar 1989, wird per 1. Januar 2006


aufgehoben und damit die Gemeindezuschüsse per 1. Januar 2006 nicht mehr


ausgerichtet.

2.
Mitteilung an den Stadtrat zum Vollzug.
--------------------------------------------------

Geschäftsführung:

Keine Einwändungen. 

Schluss der Sitzung:


23.00  Uhr

---------------------------------------------------



Für die Richtigkeit des Protokolls:



Gottfried Ruckstuhl

Geprüft und genehmigt:

Dübendorf, 6. Juli 2005
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